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Von Mgr. Lucie Dostálová 

Am 1. Januar 2012 trat das Gesetz Nr. 351/2011 Sl. In Kraft, 
aufgrund dessen einige Bestimmungen des Handelsge-
setzbuchs geändert wurden. Obwohl diese Novelle relativ 
umfangreich ist, beschäftigen wir uns in diesem Artikel 
nur mit einer Bestimmung, und zwar mit dem berüchtigten 
§ 196a HGB.

§ 196a wurde 1996 im Rahmen der Implementierung 
des EU Rechts in die tschechische Rechtsordnung auf-
genommen. Zweck dieser Bestimmung ist der Schutz von 
Aktiengesellschaften und ihrer Aktionäre bzw. einer GmbH 
und ihrer Gesellschafter vor unlauterem Handeln der Sta-
tutarorgane dieser Gesellschaften oder anderer Perso-
nen, die Einfluss auf die Gesellschaft haben. Von solch 
unlauterem Handeln geht man im Falle des Abschlusses 
von einseitig unvorteilhaften Verträgen im Hinblick auf den 
Wert des übertragenen Vermögens oder Gewährung von 
unvorteilhaften Krediten,  Darlehen oder Sicherungen von 
Verbindlichkeiten aus.

Um ein solches Handeln zu verhindern, forderte die Be-
stimmung § 196a für den Abschluss von Kreditverträgen, 
Darlehen, für die Sicherung von Verbindlichkeiten und bei  
unentgeltlichen Vermögensübertragungen zwischen der 
Gesellschaft und den mit ihr verbundenen Personen, d.h. 
zum Beispiel mit einem Vorstandsmitglied der Gesellschaft, 
einem Geschäftsführer, einem Aufsichtsratsmitglied usw., 
die vorherige Zustimmung der Gesellschafterversamm-
lung, mit der Maßgabe, dass die jeweilige Transaktion 
unter den im Geschäftsverkehr üblichen Bedingungen ab-
geschlossen werden musste. Mit Wirkung vom 1.1.2012 
wird im Falle der Sicherung der Verpflichtungen der mit der 
Gesellschaft verbundenen Personen die vorherige Zustim-
mung der Gesellschafterversammlung nicht mehr verlangt, 
sondern es ist nun auch eine nachträgliche Genehmigung 

dieser Gremien statthaft. Auch das Erfordernis eines Ab-
schlusses wie unter fremden Dritten entfiel.

 Ein weiterer Schutz der GmbH oder der Aktiengesell-
schaft gemäß § 196a ist die Verpflichtung, den Vermö-
genswert (z.B. den Kaufpreis) im Falle des Abschlusses 
eines Vertrags über die Vermögensübertragung (z.B. eines 
Kaufvertrages) zwischen der Gesellschaft und den mit 
ihr verbundenen Parteien, d.h. zum Beispiel mit einem 
Gesellschaftsgründer, Aktionär, Gesellschafter, einer Kon-
zerngesellschaft usw., aufgrund eines Gutachtens eines 
vom Gericht ernannten Sachverständigen festzustellen. 
Ein solches Gutachten muss vor Vertragsschluß erstellt 
werden. Ansonsten war die Transaktion vor dem 1.1.2012 
absolut ungültig; eine Heilung war nicht möglich. In der 
Praxis führte diese oft übersehene Tatsache zu einer deutli-
chen Kostensteigerung, weil Transaktionen wiederholt wer-
den mussten. Durch die Novelle des Handelsgesetzbuchs 
zum 1.1.2012 kam es zu einer bedeutenden Änderung, die 
darin besteht, dass das Vermögen, das ursprünglich im 
Widerspruch zu § 196a erworben wurde, d.h. ohne vor-
herige Zustimmung der Gesellschafterversammlung oder 
ohne Sachverständigengutachten, vom Rechtsinhaber 
ordnungsgemäß auf Dritte übertragen werden kann, falls 
der Dritte zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses von der 
vorangegangenen Verletzung des § 196a nichts wusste.

Es ist nun auch im Falle der Haftung der verbundenen 
Personen kein Sachverständigengutachten mehr erfor-
derlich.

Aufgrund der außerordentlichen Komplexität dieser Bestim-
mung sei ein praktisches Beispiel angeführt:
1)	 Alte Rechtslage
Die Gesellschaft A verkaufte aufgrund eines Vertrages 
einen Teil ihres Unternehmens X an eine Gesellschaft B, 
mit der sie einen Konzern bildete, und zwar für einen übli-
chen Marktpreis, sie hat jedoch vergessen, ein Gutachten 
eines vom Gericht ernannten Sachverständigen einzu-
holen. Nach bestimmter Zeit verkaufte die Gesellschaft 
B den gegenständlichen Teil des Unternehmens an eine 
dritte Gesellschaft C. Obwohl es zur  ordnungsgemäßen 
Zahlung des Kaufpreises kam, wurde die Gesellschaft C 
nicht Eigentümerin des Unternehmensteils X, denn der 
berechtigte Besitzer des Unternehmensteils X war stets die 
Gesellschaft A, und zwar wegen der absoluten Ungültigkeit 
des vorangegangenen Vertrages. Die ganze Transaktion 
musste somit aufwändig in Form einer Auseinanderset-

zung und Durchführung des wiederholten Verkaufs des 
Unternehmensteils X wiederholt werden. In vielen Fällen 
war diese Wiederholung praktisch nicht mehr durchführbar.
2)	 Neue Rechtslage seit dem 1.1.2012
Es wird von derselben Situation ausgegangen, in diesem 
Falle wird jedoch die Gesellschaft C Eigentümerin des Un-
ternehmensteils X, falls sie zum Zeitpunkt des Abschlusses 
des Vertrags über den Verkauf des Unternehmensteils mit 
der Gesellschaft B von der Ungültigkeit des vorherigen 
Vertrags über den Verkauf des Unternehmensteils X nicht 
wusste, der zwischen der Gesellschaft A und der Gesell-
schaft B abgeschlossen wurde. Vor allem relevant sind 
solche Fälle, wenn die Verbindung zwischen A und B zum 
Tag ihres Vertragsabschlusses aus dem Handelsregister 
nicht ersichtlich ist.

Obwohl die Novelle des Handelsgesetzbuchs positive Ele-
mente enthält und sich bemüht, die Rechtsprechung des 

Obersten Gerichts zu respektieren, bringt sie zugleich 
auch neue Fragen mit sich, die durch die Rechtsprechung 
in Zukunft gelöst werden müssen. Zu diesem Thema und 
zu anderen Gesichtspunkten der Bestimmung 196a, die in 
diesem Artikel nicht aufgeführt sind, werden wir demnächst 
berichten.
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Von Ing. Jana Šnajdrová

Das neue Jahr bringt einige Neuerungen in der Steuerge-
setzgebung sowie Veränderungen bei der Abgabenverwal-
tung. Wir möchten Ihnen die wesentlichsten Änderungen 
näher bringen.

Mit der Novelle des Umsatzsteuergesetzes wird der er-
mäßigte Steuersatz, der zum Beispiel bei Nahrungsmitteln 
und bei Beherbergung seine Anwendung findet, ab 1.1.2012 
von 10 % auf 14 % angehoben. Ferner kommt es bei Bau-
leistungen auch innerhalb Tschechiens zum Übergang der 
Umsatzsteuerschuld, sofern auch der Leistungsempfänger 
Unternehmer im Sinne des Umsatzsteuergesetzes ist. Dies 
betrifft nicht nur Bauunternehmen sondern auch deren 
Kunden. Zu den Bauleistungen gehören beispielsweise 
Maurer-, Installateur-, Gas- , Zimmermann- und Maler-
arbeiten. Neben den Umsatzsteuererklärungen müssen 
Bauleistungsempfänger wie Erbringer auch noch weitere 
Daten in elektronischer Form an die Finanzverwaltung 
senden. Für Bauunternehmen aus EU – Mitgliedsstaaten 
ergibt sich die Notwendigkeit einer umsatzsteuerlichen 
Erfassung in Tschechien, sofern Aufträge in Tschechien 
angenommen werden.

Eigentümer von Grundstücken, die für unternehmerische 
Zwecke verwendet werden, sind verpflichtet, bis Ende Ja-
nuar 2012 eine Immobiliensteuererklärung einzureichen 
und eine erhöhte Immobiliensteuer von bis zu 5 Kč pro m2 
abzuführen. 

Die Vergütung von Vorständen und Geschäftsführern 
werden ab dem Jahr 2012 aus sozialversicherungs- wie 
einkommensteuerrechtlicher Sicht den Einkünften aus un-
selbständiger Tätigkeit gleich gestellt. Korrespondierend 
hierzu kann der entsprechende Aufwand steuerlich geltend 
gemacht werden. 

Im Lauf des Jahres 2012 wird für bestimmte Abgaben-
pflichtige ein besonderes Finanzamt zuständig werden. 
Der Grund hierfür liegt im Bestreben der Finanzverwaltung, 
„großen“ Abgabenpflichtigen besonderes Augenmerk zu-
kommen zu lassen. Betroffen sind vor allem Unternehmen 
mit einem Umsatz von mehr als 2 Milliarden Kronen pro 
Jahr und Finanz- und Versicherungsinstitute wobei auch 
sonstige Abgabenpflichtige betroffen sein können. 

Die Finanzverwaltung führt immer häufiger Prüfungen 
durch. Schon in der Vergangenheit wurde eine eigene Ab-
teilung gegründet, die auf die Prüfung großer Gesellschaf-
ten, von Gesellschaften die langfristig Verluste ausweisen 
oder von Mitgliedern von Unternehmensketten spezialisiert 
war. Immer häufiger kommt es zu einer grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit der Finanzverwaltungen mehrerer 
Länder, wobei auch Niedrigsteuerländer mitwirken. Es 
kommen auch zeitgleiche Kontrollen von Unternehmens-
gruppen mit Gesellschaften in verschiedenen Ländern vor.

Seit dem Jahr 2011 ist es möglich, Steuern auch nach 
der abgabenrechtlichen Verjährungsfrist, welche norma-
lerweise zwischen 3 und 10 Jahre beträgt, festzusetzen. 
Grundlage hierfür sind Finanzstrafvergehen, worunter Ab-
gabenverkürzungen und die Nichtbezahlung von Steuern 
und Sozialversicherungsbeiträgen fallen.

In diesem Zusammenhang ist festzustellen, dass die 
Behörden immer häufiger die Fremdüblichkeit von grup-
peninternen Verrechnungen prüfen. Wir empfehlen, auf 
Abgabenprüfungen vorbereitet zu sein und schon vor der 
Ankündigung einer Prüfung die entsprechende Verrech-
nungspreisdokumentation zu erstellen. 
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